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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
20. Juni 1956 über die Geltendmachung von Unterhalts- 
ansprüchen im Ausland 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Zustimmungsgesetz zu dem Übereinkommen über die Gel- 
tendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland vom 
26. Februar 1959 hat als Empfangsstelle für die bei der Bundes- 
republik aus den anderen Vertragsstaaten eingehenden Unter- 
haltsgesuche den Bundesminister der Justiz bestimmt. Mit der 
wachsenden Zahl der beigetretenen Staaten und der in der 
Bundesrepublik beschäftigten Gastarbeiter hat das Übereinkom- 
men wider Erwarten an Bedeutung gewonnen und zu einem 
erheblichen Arbeitsanfall bei der Empfangsstelle geführt. Diese 
reine Verwaltungstätigkeit steht in keinem Zusammenhang mit 
den eigentlichen Aufgaben des Bundesministeriums der Justiz. 


B. Lösung 

Die Aufgaben der Empfangsstelle im Sinne des Übereinkom- 
mens werden auf das Bundesverwaltungsamt zur Wahrnehmung 
in eigener Zuständigkeit übertragen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. November 1970 

1/4 (1/3) — 45100 — üb — 7/5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entv^urf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zu dem Über- 
einkommen vom 20. Juni 1956 über die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
im Ausland 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminster der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 356. Sitzung am 2. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzent- 
wurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme beschlossen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Äußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 20. Juni 1956 über die Geltendmachung von Unterhalts- 
ansprüchen im Ausland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 


Artikel l 

Das Gesetz zu dem Übereinkommen vom 20. Juni 
1956 über die Geltendmachung von UnterhaltsaU' 
Sprüchen im Ausland vom 26. Februar 1959 (Bundes- 
gesetzbl. 11 S. 149) wird wie folgt geändert: 

Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Die Aufgaben der Empfangsstelle im Sinne 
des Artikels 2 Abs, 2 des Übereinkommens nimmt 
das Bundesverwaltungsamt in eigener Zuständigkeit 
wahr." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Das Übereinkommen über die Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen im Ausland soll die 
Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen inner- 
halb der Veitragsstaaten erleichtern. Die Bundes- 
republik Deutschland hat das Übereinkommen 
nach Erlaß des Zustimmungsgesetzes vom 26. Fe- 
bruar 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 149) ratifiziert. 
Es ist am 19. August 1959 für die Bundesrepublik 
in Kraft getreten. 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Übereinkommens ist 
die Bundesrepublik verpflichtet, eine öffentliche 
oder private Stelle in ihrem Hoheitsgebiet als 
„Empfangsstelle" zu bestimmen, die die aus den 
anderen Vertragsstaaten eingehenden Unter- 
haltsgesuche entgegenzunehmen und gemäß Ar- 
tikel 6 des Übereinkommens alle geeigneten 
Schritte zu unternehmen hat, um den Unterhalts- 
verpflichteten zur Unterhaltsleistung zu veran- 
lassen. In Erfüllung dieser Verpflichtung wurde 
in Artikel 2 Abs. 2 des Zustimmungsgesetzes der 
Bundesminister der Justiz als Empfangsstelle be- 
stimmt. Wesentlich für diese Bestimmung war, 
daß die Bedeutung des Übereinkommens seiner- 
zeit zurückhaltend eingeschätzt wurde. Dement- 
sprechend wurde in der Begründung zum Entwurf 
des Zustimmungsgesetzes die Erwartung geäu- 
ßert, die Zahl der eingehenden Gesuche werde 
nur gering sein (vgl. BT-Drucksache Nr. 425 der 
3. Wahlperiode S. 3 zu Artikel 2, letzter Absatz). 

Entgegen dieser Erwartung hat jedoch das Über- 
einkommen mit der wachsenden Zahl der beige- 
tretenen Staaten und der in der Bundesrepublik 
beschäftigten Gastarbeiter an Bedeutung erheb- 
lich gewonnen. Der Arbeitsanfall ist entsprechend 
gewachsen. Im Bundesministerium der Justiz 
wird gegenwärtig ständig ein Beamter des höhe- 
ren Dienstes voll und ein weiterer mit der Hälfte 
seiner Arbeitskraft für die Bearbeitung der Unter- 
haltsgesuche und der mit ihnen zusammenhän- 
genden Eingänge eingesetzt. 

2. Die Entwicklung läßt es geboten erscheinen, das 
Bundesministerium der Justiz von den ihm als 
Empfangsstelle obliegenden Aufgaben zu ent- 
lasten und diese dem Bundesverwaltungsamt zur 
Erledigung in eigener Zuständigkeit zu übertra- 
gen. Die Durchführung von Maßnahmen nach Ar- 
tikel 6 des Übereinkommens ist eine Verwal- 
tungstätigkeit. Sie steht in keinem Zusammen- 
hang mit den Aufgaben, die dem Bundesministe- 
rium der Justiz auf dem Gebiet der Rechtspolitik 
und der Gesetzgebung gestellt sind. Die Über- 
tragung der Zuständigkeiten der Empfangsstelle 
vom Bundesministerium der Justiz auf das Bun- 
desverwaltungsamt wird darum auch vom Präsi- 
denten des Bundesrechnungshofes als Bundesbe- 


duftragtem für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung befürwortet (vgl. den Zweiten Bericht des 
Bundesbeauftragten vom Mai 1968 und BT-Druck- 
sache V/3692 S. 4 zu Nr. 2). 

Durch personelle und organisatorische Maßnah- 
men wird sichergestellt werden, daß das Bundes- 
verwaltungsamt die Aufgaben der Empfangs- 
stelle mit der gleichen Sachkunde wahrnehmen 
kann, mit der sie bisher im Bundesministerium 
der Justiz erledigt worden sind. 

3. Die Übertragung der Aufgaben der Empfangs- 
stelle auf das Bundesverwaltungsamt bedarf 
eines Gesetzes. Dies folgt daraus, daß die bis- 
herige Zuständigkeit des Bundesministeriums der 
Justiz ebenfalls gesetzlich begründet ist. 

4. Geprüft wurde, ob in den Entwurf Vorschriften 
über die der Empfangsstelle zu leistende Amts- 
hilfe aufzunehmen sind. 

Ein praktisches Bedürfnis hierfür ist anzuerken- 
nen. Denn in der Vergangenheit ist die Zustän- 
digkeit der Amtsgerichte oder der Jugendämter 
zur Leistung von Amtshilfe für die Empfangs- 
stelle aus Rechtsgründen in Frage gestellt wor- 
den. Zwar hat dies in der Praxis nicht zu nen- 
nenswerten Schwierigkeiten bei der Erledigung 
von Amtshilfeersuchen geführt. Gleichwohl las- 
sen es die Erfahrungen rechtspolitisch erwünscht 
erscheinen, daß die Einzelheiten der der Emp- 
fangsstelle zu leistenden Amtshilfe eine Rege- 
lung erfahren. Beispielsweise wäre es zur Be- 
schleunigung des Geschäftsverkehrs und zur 
Entlastung der öffentlichen Verwaltungen ange- 
zeigt, daß die Empfangsstelle den Schriftwechsel 
mit den amtshilfepflichtigen Unterbehörden — 
etwa mit dem Jugendamt, Sozialamt oder Amts- 
gericht — unmittelbar führen könnte, ohne sich, 
wie es der bisherigen Handhabung entspricht, 
jeweils an die oberste Landesbehörde wenden 
zu müssen. 

Gleichwohl wird davon abgesehen, in dem Ent- 
wurf die zur Amtshilfe verpflichteten Behörden 
zu nennen oder das Verfahren bei der Leistung 
von Amtshilfe zu regeln. Ausschlaggebend dafür 
ist, daß die Bestimmung amtshilfepflichtiger Lan- 
desbehörden durch den Bundesgesetzgeber jeden- 
falls im Rahmen des vorliegenden Gesetzes, wie 
sich bei den Beratungen mit den Ländern gezeigt 
hat, verfassungsrechtliche Probleme aufwirft. Es 
bleibt deshalb den Ländern überlassen zu bestim- 
men, welche Behörden der neuen Empfangsstelle 
Amtshilfe leisten sollen. Das Verfahren bei der 
Inanspruchnahme von Amtshilfe wird gegebenen- 
falls durch den Abschluß von Verwaltungsverein- 
barungen oder durch den Erlaß von Verwaltungs- 
anordnungen durch die Landesbehörden zu ver- 
einfachen sein. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Die Zuweisung der Aufgaben an das Bundesverwah 
tungsamt beruht auf § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 
vom 28. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 829). 
Einer ausdrücklichen Bezugnahme auf diese Vor- 
schrift bedarf es nicht. Die Folgen der Zuweisung 
ergeben sich unmittelbar aus dem genannten Ge- 
setz. Insbesondere folgt aus § 8 des Gesetzes, daß 
das fachliche Weisungsrecht beim Bundesminister 
der Justiz liegt. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift enthalt die bei Zustimmungsge- 
setzen zu internationalen Abkommen übliche Berlin- 
Klausel, 

Zu Artikel 3 

Nach der Verkündung des Gesetzes müssen organi- 
satorische und haushaltsrechtliche Vorkehrungen 
getroffen werden, um die bisher vom Bundes- 
ministerium der Justiz wahrgenommenen Aufga- 
ben der Empfangsstelle auf das Bundesverwaltungs- 


amt überzuleiten. Darum ist es zweckmäßig, daß das 
Gesetz mit dem Beginn des nächsten Haushalts- 
jahres, also am 1. Januar 1971, in Kraft tritt. 

Bis zu diesem Zeitpunkt kann ferner gemäß Arti- 
kel 2 Abs. 3 des Übereinkommens der General- 
sekretär der Vereinten Nationen von der Änderung 
der Empfangsstelle unterrichtet werden. 

C. Kosten der Ausführung des Gesetzes 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden vor- 
aussichtlich keine zusätzlichen Kosten entstehen. 

Es besteht die Absicht, Planstellen aus dem Haus- 
halt des Bundesministeriums der Justiz auf das Bun- 
desverwaltungsamt zu übertragen. Ferner ist beab- 
sichtigt, einen Angehörigen des Bundesministeriums 
der Justiz, der die Vorgänge bisher bearbeitet hat, 
vorübergehend an das Bundesverwaltungsamt ab- 
zuordnen, um den neuen Bearbeitern die Einarbei- 
tung zu erleichtern. Die hierdurch verursachte 
Mehrbelastung des Bundeshaushalts ist geringfügig 
und wird durch die mit der Zuständigkeits- und 
Planstellenübertragung verbundenen Einsparungen 
— zum Beispiel im Hinblick auf zukünftig fortfal- 
lende Ministerialzulagen — ausgeglichen. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1352 

Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte des Entwurfs sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:'' 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß durch den Entwurf das Gesetz zu dem Überein- 
kommen vom 20. Juni 1956 über die Geltend- 
machung von Unterhaltsansprüchen im Ausland vom 
26. Februar 1959, das seinerseits als Zustimmungs- 
gesetz erging, förmlich geändert werden soll. 
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Anlage 3 


Äußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 
des Bundesrates 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein Ge- 
setz ändert, das mit Zustimmung des Bundesrates 
ergangen ist. Die Zustimmung ist vielmehr nur dann 
erforderlich, wenn das Änderungsgesetz selbst einen 
Tatbestand erfüllt, der die Zustimmungsbedürftig- 
keit auslöst. Das ist hier nicht der Fall. 
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